
Der Vorsitzende des Rates 
Der Rat wird vom Vorsitzenden geleitet. Er 
hat zu gewährleisten, daß die Beschlüsse der 
Partei der Arbeiterklasse, die Gesetze und an­
deren Rechtsvorschriften, die Beschlüsse der 
übergeordneten Volksvertretungen und Räte 
sowie die Beschlüsse der eigenen Volksvertre­
tung gründlich ausgewertet und zur Grundlage 
der Arbeit des Rates gemacht werden. Ausge­
hend von den gesamtstaatlichen Interessen 
und Aufgaben, obliegt es dem Vorsitzenden, 
die Tätigkeit des Rates auf die Schwerpunkte 
der gesellschaftlichen Entwicklung des Terri­
toriums zu lenken, das Wirken der einzelnen 
Bereiche zu koordinieren und die exakte 
Durchführung der staatlichen Pläne und der 
anderen Aufgaben zu sichern.

Der Vorsitzende bestimmt die Tagesord­
nung der Sitzungen des Rates, beruft die Sit­
zungen ein und führt den Vorsitz in den Bera­
tungen. Er hat im Zusammenwirken mit den 
Mitgliedern des Rates auch die Arbeit zwi­
schen den Sitzungen des Rates zu organisieren, 
alle erforderlichen Entscheidungen zu treffen 
und deren Durchführung zu kontrollieren.

Der Vorsitzende des Rates ist befugt, den 
Ratsmitgliedern, Leitern der Fachorgane und 
den Leitern der dem Rat unterstellten Be­
triebe und Einrichtungen sowie den Vorsitzen­
den der nachgeordneten Räte Weisungen zu 
erteilen. Des weiteren stehen ihm spezifische 
Weisungsbefugnisse zu, die in besonderen 
Rechtsvorschriften geregelt sind.

So können die Vorsitzenden der Räte gemäß § 3 
der Katastrophenschutz-VO den Leitern der 
staats- und wirtschaftsleitenden Organe, der Be­
triebe und Einrichtungen sowie den Vorsitzen­
den der Genossenschaften im Territorium - un­
abhängig vom jeweiligen Unterstellungsverhält­
nis - in den rechtlich festgelegten Fällen Weisun­
gen erteilen.

Der Vorsitzende des Rates ist gegenüber den 
Mitgliedern des Rates, den Leitern der Fach­
organe sowie den Leitern der unterstellten 
Einrichtungen disziplinarbefugt.

Der Vorsitzende des Rates des Stadtkreises 
ist Oberbürgermeister, der Vorsitzende des 
Rates des Stadtbezirkes Stadtbezirksbürger­
meister, der Vorsitzende des Rates der kreis­
angehörigen Stadt bzw. Gemeinde ist Bürger­
meister. In Gemeinden mit weniger als 
300 Einwohnern können Bürgermeister auch 
ehrenamtlich tätig sein. Die Entscheidung dar­
über trifft der Rat des Kreises. In Ortsteilen

von Städten und Gemeinden sowie in Dörfern 
können Ratsmitglieder als ehrenamtliche stell­
vertretende Bürgermeister berufen werden 
(§ 62 Abs. 3 GöV).

Das GöV hebt die wichtige Stellung und die 
Verantwortung des Bürgermeisters als Reprä­
sentant der sozialistischen Staatsmacht und 
Vertrauensperson der Bürger hervor (§62 
GöV). Es bestätigt sich immer wieder: Das 
Gedeihen der Städte und Gemeinden hängt in 
bedeutendem Maß von der Tatkraft und Initia­
tive des Bürgermeisters, seiner Verbundenheit 
mit den Menschen ab. „Den Bürgermeistern 
kommt besondere Verantwortung zu bei der 
weiteren Ausgestaltung unserer Kommunal­
politik. Mit ihren oftmals langjährigen prakti­
schen Erfahrungen, ihrem politischen und 
fachlichen Wissen und ihren vielfältigen per­
sönlichen Kontakten zur Bevölkerung sind sie 
zusammen mit den Abgeordneten vielerorts zu 
einem vertrauensvollen Bindeglied zwischen 
unserem Staat und seinen Bürgern geworden. 
Diese gute Entwicklung soll sich überall noch 
weiter ausprägen.“17

Die Mitglieder des Rates
Als von der jeweiligen Volksvertretung ge­
wählte Funktionäre des sozialistischen Staates 
tragen die Mitglieder des Rates eine hohe Ver­
antwortung für dessen kollektive Arbeit. 
Gleichzeitig leiten sie eigenverantwortlich die 
ihnen vom Rat übertragenen Verantwortungs­
bereiche. Bei deren Leitung gehen die Rats­
mitglieder von den gesamtstaatlichen Interes­
sen und den zu deren Wahrung erlassenen 
Rechtsvorschriften, den Beschlüssen der 
Volksvertretung und ihres Rates, den Weisun­
gen des Vorsitzenden des Rates und den Wei­
sungen des zuständigen Mitglieds des überge­
ordneten Rates (bzw. des Ministers oder Lei­
ters eines anderen zentralen Staatsorgans) aus. 
Sie sind verpflichtet, die Verantwortungsbe­
reiche so zu leiten, daß die Einheitlichkeit der 
sozialistischen Staatspolitik jederzeit gewahrt 
bleibt und die staatlichen Aufgaben unter Nut­
zung der vielfältigen örtlichen Möglichkeiten 
und Reserven immer besser gelöst werden. * 27
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